Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1823 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gaststättengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gaststättengesetz vom 28. April 1930 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 146), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Gaststättengesetzes vom 
4. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1171), wird wie 
folgt ergänzt; 

Hinter § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

2 a 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn der An- 
tragsteller die für den Betrieb einer Gast- oder 
Schankwirtschaft erforderliche Berufseignung nicht 
nachweisen kann. 

(2) Den Nachweis der Berufseignung hat er- 
bracht, wer 

1. nach Ablegung einer Gehilfenprüfung in 
einem staatlich anerkannten Lehrberuf 
des Gast- oder Schankwirtschaftsgewerbes 
eine praktische Tätigkeit von mindestens 
zwei Jahren im Gast- oder Schankwirt- 
schaftsgewerbe ausgeübt hat oder 

2. eine für den Betrieb des Gast- oder 
Schankwirtschaftsgewerbes von der ober- 
sten Landesbehörde für Wirtschaft als 
gleichwertig anerkannte Prüfung abgelegt 
und danach eine praktische Tätigkeit von 


mindestens zwei Jahren im Gast- oder 
Schankwirtschaftsgewerbe ausgeübt hat 
oder 

3. nach Ablegung der Kaufmannsgehilfen- 
prüfung eine praktische Tätigkeit von 
mindestens drei Jahren im Gast- oder 
Schankwirtschaftsgewerbe ausgeübt hat 
oder 

4. eine mindestens fünfjährige Tätigkeit im 
Gast- oder Schankwirtschaftsgewerbe aus- 
geübt hat. 

(3) Wer die Voraussetzungen des Absatzes 2 
nicht erfüllt, kann die Berufseignung in einer be- 
sonderen Prüfung vor einer von der höheren Ver- 
waltungsbehörde bestimmten Stelle nachweisen. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung Vorschriften zur Durchführung der Absätze 2 
und 3 erlassen. 

(5) Ist dem Antragsteller die Erlaubnis zum Be- 
trieb einer Gastwirtschaft oder einer Schankwirt- 
schaft erteilt worden, darf dieser Betrieb nach dem 
Tode des Erlaubnisinhabers 

1. von dem überlebenden Gatten auf unbe- 
grenzte Zeit, 

2. von dem Erben bis zur Dauer von fünf 
Jahren 

ohne Nachweis der Berufseignung geführt werden. 
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(6) Eine bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
teilte Erlaubnis wird von den Vorschriften unter 
Absatz 1 nicht berührt." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 10. Januar 1964 


Dr. Barzel und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 
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